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Sachgebiet 402 


Bericht 

des Haushaltsausschusses 
(7. Ausschuß) 

gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
über den von den Fraktionen der SPD, FDP eingebrachten 
Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Zweiten 

Wohngeldgesetzes 

— Drucksachen VI/2589, VI/2705 — 


Bericht der Abgeordneten Frau Pieser 


Der Gesetzentwurf ist mit der Haushaltslage ver- 
einbar. 

Nach den bisherigen Bestimmungen sind Haus- 
halte mit neun und mehr Familienmitgliedern zum 
Teil ungünstiger gestellt als nach dem Ersten Wohn- 
geldgesetz. Die Familiengröße über acht Personen 
ist in der Anlage 8 des Zweiten Wohngeldgesetzes 
nicht ausreichend gestaffelt. Im Einzelfall führte dies 
zu erheblichen Härten für besonders kinderreiche 
Familien. Der vorliegende Gesetzentwurf sieht des- 
halb für Haushalte mit neun und mehr Personen eine 
von der Familiengröße abhängige Staffelung der 
Wohngeldbeträge vor. Die Änderung soll rück- 


wirkend vom 1. Januar 1971, dem Inkrafttreten des 
Zweiten Wohngeldgesetzes, gelten. 

Die Kosten werden je zur Hälfte vom Bund und 
von den Ländern getragen und betragen jährlich ins- 
gesamt 8 000 000 DM bis 10 000 000 DM. Der Bundes- 
haushalt wird somit jährlich mit 4 000 000 DM bis 
5 000 000 DM belastet. 

Für 1971 sind die Kosten des Bundes in dem Titel- 
ansatz bei Kap. 25 02 Tit. 642 01 gedeckt. Für die 
Folgejahre sind die Kosten in der Finanzplanung des 
Bundes berücksichtigt. 

Dieser Bericht beruht auf der vom federführenden 
Ausschuß für Städtebau und Wohnungswesen vor- 
geschlagenen Fassung des Gesetzentwurfs. 


Bonn, den 14. Oktober 1971 
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